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Antrag 66/I/2021 Jusos LDK

Politische Konsequenzen aus “The children of Pornhub” ziehen!

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Pornoseiten gehören zu den täglich am häufigsten besuchtenWebsites der Welt. Während der ersten CoronaWelle in Italien

macht PornhubWerbung damit, dass man jetzt ein kostenloses Premium Abo abschließen könne und auch in den Vereinigen

Staaten von Amerika, die sexualisierte Inhalte im öffentlichen Raum sonst strengstens regulieren, macht Pornhub Werbung

aufWerbetafeln amTime Square in NewYork. Ein ganzheitlicher Anspruch und Sex-Positivität, das ist der Anstrich, denMind-

geek (eine der größten Betreiberfirmen für Pornoseiten) seinem “Frontrunner”, seiner “Cash Cow“, also seiner besten Einnah-

mequelle, verpassen will. Kostenlose Pornos für alle und von allen, für die kalten einsamen Stunden in der Corona-Isolation.

Mitte Dezember 2020 verschwindet dann auf einmal mehr als 80 Prozent des Inhalts von Pornhub. Die Betreiberfirma Mind-

geek hat entschieden, alle Videos von nicht verifizierten Uploader*innen zu löschen. Dem vorausgegangen war eine Recher-

che der New York Times - “The children of Pornhub”. Darin sind die Aspekte von Pornhub beschrieben, die so weit weg von

Ganzheitlichkeit und Sex-Positivität entfernt sind wieman sich nur vorstellen kann. Videos vonMinderjährigen und Vergewal-

tigungen können von allen hoch- und heruntergeladen, tausendfach vervielfältigt und weiterverbreitet werden - und dabei

die Leben der Opfer komplett ruinieren. Ein einfacher Schulwechsel hilft nichts, wenn man einem Video entkommen will, das

täglich von mehreren tausenden Personen weltweit und völlig legal abgerufen wird.

 

Die Details dieser Recherche sind im Analyseteil dieses Antrags fehl am Platz, aber mit den Schlussfolgerungen und Konse-

quenzen sollten wir uns beschäftigen. Nachdem Pornhub und Mindgeek die darin beschriebenen Vorgänge erstmal als un-

begründet von sich wiesen, beschlossen sie auf Druck von Mastercard und Visa, die (genauso wie PayPal schon vor mehr als

einem Jahr) die Zahlungsabwicklung für Mindgeek einstellten, ein radikales Umdenken. Uploads von nicht verifizierten Ac-

counts wurden verboten, die Downloadfunktion für Videos wurde gesperrt, die Suchfunktion angepasst: So liefert jetzt z.B.

nichtmehr nur ‘rape’ sondern auch ‘r*pe’ keine Suchergebnisse mehr. Mindgeek versprach, dasModerationsteam derWebsite

erheblich auszubauen um Beschwerden schnell bearbeiten zu können und illegales Material schnellstmöglich zu löschen.

 

Dass diese Schritte erst eingeleitet wurden, als es ums Geld ging, zeigt, dass diese Maßnahmen nicht aus Gründen des Op-

ferschutzes ergriffen wurden. Und Pornhub ist nicht die einzige Pornowebsite, Mindgeek nicht die einzige steuervermeiden-

de, internationale Firma, die in diesemMilliardengeschäft mitspielt.

 

Weil wir uns nicht auf dasWohlwollen desMarktes verlassen können, müssen politische Konsequenzen folgen. Es reicht eben

nicht,wennPornhubdie Sache selbst (vermeintlich) regelt. Der Staatmuss seineBürger*innen schützen. Videoswerden immer

ihren Weg ins Internet finden, aber die Verbreitung und Monetarisierung von Videos mit illegalen Inhalten auf massenhaft

aufgerufenen Plattformen sollte vom Staat reguliert werden.

 

Wir fordern:

• Auf europäischer Ebene im Rahmen der Rechtssetzung zum “Digital Services Act” darauf hinzuwirken, Website-

Betreiber*innen, die pornographische Inhalte in Deutschland verbreiten, gesetzlich verpflichten, dass: 

– Uploads nur von verifizierten Accounts erfolgen dürfen

– BeimUpload ein ‘Proof of consent’, eine Bestätigung der Darsteller*innen, dass alle imVideo gezeigtenHandlungen

einvernehmlich geschehen sind und der Verbreitung des Videos zugestimmt wird, mitgeliefert wird

– sie keine Funktionalität bereitstellen, die darauf abzielt, eine lokale, persistente, also auf Dauer angelegte Kopie

dieser Videos zu erstellen
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– Moderationsteams inDeutschlandaufgebautundderen Erreichbarkeit für alleNutzer*innenklar erkennbar auf den

Websites dargestellt wird. Dabei müssen die Moderator*innen der psychisch belastenden Tätigkeit angemessen

bezahlt werden und eine Infrastruktur zur psychologischen Betreuung der Moderator*innen muss gewährleistet

sein

– Eine empfangsberechtigte Ansprechperson in Deutschland benennen

– Gemeldete offensichtlich rechtswidrige oder gegen die Nutzungsbedingungen verstoßende Inhalte innerhalb von

24h zu löschen sind und derenWiederupload wirksam durch geeignete technische Mittel zu verhindern ist.

• Angebote, die diesen Anforderungen systematisch nicht genügen, sollen sanktioniert werden. Das Spektrummöglicher

Sanktionen soll dabei gemessen an Art und Schwere des Verstoßes von Bußgeldern, über aufsichtsrechtliche Anordnun-

gen mit der Untersagung des Betriebs der Plattform als Ultima Ratio, bis hin zu strafrechtlicher Haftung reichen.

• Gemeinsammit Künstler*innen sollen Regelungen entsprechend der Bedürfnisse undMöglichkeiten alleine oder in klei-

nen Kollektiven arbeitenden, freier erotischer Künstler*innen erarbeitet werden. So wird sichergestellt, dass die Ein-

richtung dieser notwendigen Schutzmaßnahmen nicht zu einer Konsolidierung erotischer Kunst bei großenWebseiten-

Betreiber*innen führt und freie Künstler*innen von diesen Plattformen unabhängig bleiben können, sofern sie dieswün-

schen. Dies beugt auch der Kommerzialisierung von Kunst vor.

 

Dieser Antrag ist in keinem Fall ein Antrag gegen Pornowebsites und Pornographie im Allgemeinen. Umesmit denWorten des

NY Times Journalisten zu sagen: “Es sollte möglich sein, Sex-positiv und PornHub-negativ zu sein.”

Überweisen an
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Überweisung an die SPD-Bundestagsfraktion
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